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Jülich

Atommüll spielt in Berlin (noch) keine Rolle

Die in NRW anstehenden Castorentransporte von Jülich nach Ahaus sind bei den

Koalitionsverhandlungen von CDU und SPD noch kein Thema. Genehmigung steht weiter aus.

Störfeuer kam zuletzt von Oliver Krischer.

Elf Seiten umfasst das Papier der

Arbeitsgruppe „Klima und Energie“,

das bei den Koalitionsverhandlungen

in Berlin von Vertretern von CDU/

CSU und SPD im Ergebnis festgehal-

ten worden ist. Elf Seiten, in denen

es um Klimaschutz, Energiepreise, Pla-

nungs- und Genehmigungsbeschleuni-

gung, den Ausbau der Netze und er-

neuerbare Energien sowie den Koh-

leausstieg und Strukturwandel geht. 16

Fachpolitiker gehören der Arbeitsgrup-

pe an, sechs von der CDU, drei von der

CSU und sieben von der SPD. Bei einem

Thema in der Arbeitsgruppe unterschei-

den sich die Ansichten erkennbar: der

Kernenergie. „Gerade mit Blick auf die

Klimaziele und die Versorgungssicher-

heit kann die Kernenergie eine bedeu-

tende Rolle spielen“, haben CDU/CSU in

das Papier geschrieben und gleichzeitig

festgehalten, „dass schnellstmöglich ei-

ne fachliche Bestandsaufnahme“ ange-

strebt werde, „ob angesichts des jewei-

ligen Rückbaustadiums eine Wieder-

aufnahme des Betriebs der zuletzt ab-

geschalteten Kernkraftwerke unter ver-

tretbarem technischem und finanziel-

lem Aufwand noch möglich ist“.

Und weil das von der SPD nicht mit-

getragen wird und in der Fachgruppe

keine Einigung erzielt werden konn-

te, muss jetzt auf der Ebene der Par-

teivorsitzenden eine Lösung gefunden

werden. Bemerkenswert an solchen Pa-

pieren ist oft, was nicht enthalten ist.

In diesem Fall gibt es keine Aussage

zum Thema Atommüll und der offe-

nen Endlagerfrage. Auch das Thema

der Zwischenlagerung wird nicht ange-

sprochen. Das wäre gerade aus Jülicher

und NRW-weiter Sicht von Bedeutung

gewesen, immerhin stehen bis zu 152

Transporte von Castoren mit radioak-

tivem Müll von Jülich ins Zwischenla-

ger nach Ahaus an. Und: Zwischen ak-

tueller Landes- und bisheriger Bundes-

regierung gibt es unterschiedliche An-

sichten, wie man bei der Lagerung des

Atommülls vorgehen sollte. Der Bund

präferiert die Transporte, weil sie kos-

tengünstiger und schneller zu realisie-

ren sind, das Land wünscht den Neubau

eines Zwischenlagers in Jülich. Eine Klä-

rung dieser unterschiedlichen Ansich-

ten hätte also im Interesse der Vertre-

ter der NRW-CDU liegen können. Dass

es dazu erkennbar nicht gekommen ist,

könnte – vermutet ein gut vernetzter In-

sider – damit zusammenhängen, dass

„alles, was heikel sein könnte“, nicht in

den Arbeitsgruppen diskutiert werde,

sondern eher in den jetzt anstehenden

Gesprächen der Parteivorsitzenden.

Dabei drängt die Zeit durchaus. Die

Genehmigungsbehörde für die Casto-

ren-Transporte, das Bundesamt für die

Sicherheit der nuklearen Entsorgung

(BASE), hatte zuletzt noch die Stellung-

nahme der Atomaufsicht des Landes

NRW abgewartet, die beim Ministe-

rium für Wirtschaft, Industrie, Klima-

schutz und Energie von Mona Neubaur

(Grüne) angesiedelt ist. Diese Stellung-

nahme liegt inzwischen vor und wird

beim BASE geprüft. Zum Inhalt der Stel-

lungnahme erteilen weder das Minis-

terium noch das Bundesamt Auskunft.

Das BASE bestätigt nur die Prüfung und

sagt darüber hinaus, dass man „sich

bei Bedarf zu relevanten Punkten mit

dem Land NRW und/oder dem Bundes-

ministerium für Umwelt, Naturschutz,

nukleare Sicherheit und Verbraucher-

schutz als seiner Fachaufsicht weiter

austauschen“ werde.

Der Bedarf dürfte in der Tat vorhan-

den sein, schließlich gilt die Grünen-Mi-

nisterin nicht als Befürworterin der

Transporte, auch wenn sie im Zwei-

fel entsprechende Anordnungen um-

setzen muss. Auch das zuständige Bun-

desministerium wird mit Steffi Lemke

noch von einer Ministerin der Grünen

geführt. Wann das BASE zu einer Ent-

scheidung kommt, dazu macht die Be-

hörde keine Angaben. Sollte ein Aus-

tausch mit der Fachaufsicht notwendig

sein – etwa, wenn es um die Absiche-

rung rechtlicher Fragen geht – ist es

denkbar, dass das BASE vor einer end-

gültigen Genehmigung abwartet, wer

das Ministerium künftig führen wird.

Das gilt derzeit noch als vollkommen of-

fen.

Störfeuer aus Sicht der Befürworter der

Transporte gab es zuletzt nur von ei-

nem eigentlich unbeteiligten Minister.

Um den sicheren Transport der Casto-

ren zu gewährleisten, sollte im Janu-

ar ein Kreisverkehr in Ahaus umgebaut

werden. Das hatte NRW-Verkehrsminis-

ter Oliver Krischer zwei Tage vor Bau-

beginn stoppen lassen. Seine Begrün-

dung: Für die Maßnahme fehle die Vor-

aussetzung, weil die Transporte ja noch

nicht genehmigt seien.
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